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Stadt Weiterstadt  Riedbahnstraße 6  64331 Weiterstadt 

 
Mitglieder 
des Haupt- und Finanzausschusses  
und des Magistrates 
 
64331 Weiterstadt 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 19. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses lade ich Sie herzlich ein für 
 

Montag, 19. März 2018 um 19:00 Uhr 
im Rathaus, Sitzungsraum Verneuil sur Seine, Riedbahnstraße 6. 

 
Auf die beiliegende Tagesordnung, die Bestandteil der Einladung ist, wird verwiesen. 
 
Die Mitglieder des Ausschusses können sich im Einzelfall durch andere Stadtverordnete vertreten 
lassen (§ 62 Abs. 2 HGO). Sollten Sie verhindert sein, verständigen Sie bitte eine Vertreterin oder 
einen Vertreter. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Kurt Weldert 
Vorsitzender 
 
F.d.R. 
 
 
 



Tagesordnung 
zur 19. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses  
am 19. März 2018 um 19:00 Uhr 

 

 

 Drucksache 

 1. 
Genehmigung der Niederschriften über die Sitzungen des Haupt- und 
Finanzausschusses vom 15. und 22. Januar 2018 

 

 2. 
Jahresabschlussbericht zum 31. Dezember 2016 des Eigenbetriebes 
Kommunaler Immobilienservice 

10/0420/1 

 3. Satzung über die Erhebung einer Wettbürosteuer 10/0441/1 

 
 
 



 

 
 

NIEDERSCHRIFT 
 
 

17. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
der Stadt Weiterstadt 

 
 

10. Legislaturperiode 2016/2021 

 
 

am 15. Januar 2018 

im 
Rathaus, Riedbahnstraße 6, 
Sitzungsraum Verneuil sur Seine 

Beginn 19:30 Uhr 

Ende 22:10 Uhr 
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Anwesende: 
 

SPD-Fraktion 
Fischer, Wilhelm  
Gürkan, Benjamin  
Keil, Kathrin  
Sausner, Barbara  

CDU-Fraktion 
Köhler, Lutz  
Sehlbach, Sebastian  

ALW-Fraktion 
Amend, Heinz Günther  
Geertz, Matthias  

FWW-Fraktion 
Weldert, Kurt  

Präsidium Stadtverordnetenversamm-
lung 
Dittrich, Manfred  
Pohl, Barbara Dr.  

Magistrat 
Fischer, Willi  
Geter, Stephan  
Hamm, Udo Dr.  
Hasenauer, Josef  
Merlau, Günter  

Möller, Ralf  
Pohl, Edgar  
Reitz-Gottschall, Angelika  
Spätling-Slomka, Dorothea  

Ausländerbeirat 
Didonna Schnellbächer, Maria  

Seniorenbeirat 
Götz, Gerhard  

Schriftführung 
Stark, Rüdiger  

Verwaltung 
Bartosch, Luise  
Buß, Volker  
Latocha, Georg  
Lemmer, Helge  
Rupp, Jens  
Sauder, Beate  
Wesp, Frank  
Wilhelm, Monika  
Zettel, Annette  

Presse 
Darmstädter Echo: Wickel, Marc Dr.  
 

 
 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Weldert, eröffnet die Sitzung und 
stellt fest, dass die Einladungen fristgerecht und ordnungsgemäß ergangen sind (§§ 56 und 
58 HGO), die Sitzung öffentlich bekannt gemacht wurde (§ 58 HGO) und der Ausschuss be-
schlussfähig ist. 
 
Folgende Tagesordnung wird festgestellt: 

 Drucksache 

 1. 
Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Haupt- und Finanz-
ausschusses vom 27. November 2017 

 

 2. Mehrkosten bei der Straßenerneuerung Haupt- und Wixhäuser Straße 10/0402/1 

 3. Wirtschaftsplan für das Forstwirtschaftsjahr 2018 10/0392/1 

 4. 
Ergebnis- und Finanzplanung des Wirtschaftsplanes des Eigenbetriebes 
Stadtwerke für das Wirtschaftsjahr 2018 

10/0358/2 

 5. Wirtschaftsplan der Stadtwerke Weiterstadt für das Wirtschaftsjahr 2018 10/0359/2 

 6. 
Investitionsprogramm der Stadt Weiterstadt zur Haushaltssatzung mit 
Haushaltsplan 2018 für die Jahre 2017 bis 2021 

10/0398/1 

 7. Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 10/0399/1 

 7.1. Vorlage von weiteren Informationen 10/0399/2 
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Tagesordnungspunkt 1 
Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 
27. November 2017 
 
Einwendungen gegen die Niederschrift vom 27. November 2017 werden nicht erhoben. Die Nie-
derschrift gilt als festgestellt. 
  
 

 
Tagesordnungspunkt 2 
Mehrkosten bei der Straßenerneuerung Haupt- und Wixhäuser Straße 
Drucksache: 10/0402/1 
 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgende 
Beschlussfassung: 
 
Die Mehrkosten und die Kompensierung bei der Baumaßnahme IN3301-056 „Haupt- und 
Wixhäuser Straße“ werden zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
 
 
 
Der Ausschussvorsitzende ruft die Tagesordnungspunkte 3 bis 7.1 zur gemeinsamen Beratung 
auf. Gegen diese Vorgehensweise werden keine Einwände erhoben.  
 
Vor Beschlussfassung der einzelnen Tagesordnungspunkte werden folgende Anträge gestellt, 
 
1. Antrag des Ausschussvorsitzenden  

 
Seite 119 Haushaltssatzung 
Der Planansatz auf dem Sachkonto 686 9000 Veranstaltungen und Ehrungen des Teilergeb-
nishaushalts Produkt 01.01.13 Parlamentarisches Büro wird von 9.000,00 € um 6.000,00 € 
auf 15.000,00 € erhöht.  
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
Somit ist der Antrag angenommen. Die Haushaltssatzung ist entsprechend zu ergän-
zen bzw. zu korrigieren.  
 
 
 

2. Antrag der SPD Fraktion 
 
Seite 441 Haushaltssatzung 
Der im Investitionsprogramm unter IN Nr. 5004-019 Neubau Kita Gräfenhausen geplante Mit-
telbedarf in Höhe von 2.000.000,00 € wird um 300.000,00 € gekürzt und auf 1.700.000,00 
neu veranschlagt.  
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Der gekürzte Betrag in Höhe von 300.000,00 € wird im Investitionsprogramm für das Haus-
haltsjahr 2019 unter IN Nr. 5004-019 Neubau Kita Gräfenhausen neu veranschlagt.  
 
Abstimmungsergebnis: 
7 Ja-Stimmen (2 CDU, 1 FWW, 4 SPD) 
2 Enthaltungen (2 ALW) 
 
Somit ist der Antrag angenommen. Die Haushaltssatzung ist entsprechend zu ergänzen 
bzw. zu korrigieren. 
 
 
 

3. Antrag der SPD Fraktion 
 
Seite 441 der Haushaltssatzung 
Im Investitionsprogramm für das Haushaltsjahr 2018 ist eine neue Investitionsmaßnahme mit 
der Bezeichnung „Planungskosten für weitere Kita´s zu schaffen. Der Planansatz für diese 
Investitionsmaßnahme wird auf 300.000,00 € festgesetzt 
 
Abstimmungsergebnis: 
7 Ja-Stimmen (2 CDU, 1 FWW, 4 SPD) 
2 Enthaltungen (2 ALW) 
 
Somit ist der Antrag angenommen. Die Haushaltssatzung ist entsprechend zu ergän-
zen bzw. zu korrigieren. 
 
 
 

4. Antrag der CDU Fraktion  
 
Im Finanzhaushalt des Haushaltsjahres 2019 werden für die Schaffung eines Hundespiel-
platzes in Gräfenhausen Mittel in Höhe von 25.000,00 € eingeplant. Die Gegenfinanzierung 
soll über Zuweisungen aus dem Regionalen Ausgleichsfonds erfolgen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
Somit ist der Antrag angenommen. Die Mittel sind im Haushalt 2019 einzuplanen.  
 
 
 

5. Antrag der ALW Fraktion 
 
Seite 424 der Haushaltssatzung  
Der Planansatz auf dem Sachkonto 555.3000 Gewerbesteuereinnahmen des Teilergebnis-
haushalts Produkt 16.01.01 Steuern, Umlagen, Zuweisungen wird von 21.300.000,00 € um 
1.700.000,00 € auf 19.600.000,00 € gekürzt.  
800.000,00 € werden im Investitionsprogramm des Finanzhaushalts für die Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus veranschlagt.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
2 Ja-Stimmen (2 ALW) 
7 Nein-Stimmen (2 CDU, 1 FWW, 4 SPD) 
 
Somit ist der Antrag abgelehnt.  
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6. Antrag der CDU Fraktion 
 
Seite 424 der Haushaltssatzung 
Der Planansatz auf dem Sachkonto 555.3000 Gewerbesteuereinnahmen des Teilergebnis-
haushalts Produkt 16.01.01 Steuern, Umlagen, Zuweisungen wird von 21.300.000,00 € um 
1.700.000,00 € auf 19.600.000,00 € gekürzt.  
 
Abstimmungsergebnis: 
3 Ja-Stimmen (2 CDU, 1 ALW) 
6 Nein-Stimmen (1 ALW, 1 FWW, 4 SPD) 
 
Somit ist der Antrag abgelehnt. 
 
 
 

7. Antrag der CDU Fraktion 
 
Seite 343 der Haushaltssatzung 
Der Planansatz auf dem Sachkonto 6165060 Fremdinstandhaltung Gemeindestraßen des 
Teilergebnishaushalts Produkt 12.01.01 Gemeindestraßen, Wege, Plätze wird von 
375.000,00 € um 10.000,00 € auf 385.000,00 € erhöht. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
Somit ist der Antrag angenommen. Die Haushaltssatzung ist entsprechend zu ergän-
zen bzw. zu korrigieren. 
 
 
 

8. Auf Antrag der CDU Fraktion sind dem Protokoll folgende Unterlagen bzw. Informationen 
beizufügen.  
 

 Seite 152 Produktbeschreibung Produkt 02.02.03 Straßenverkehrsangelegenheiten 
Wann wird eine Vorlage zur Reduzierung des Schilderwaldes vorgelegt? 
 
Protokollnotiz hierzu: 
Die Erfassung der aus straßenverkehrsrechtlicher Sicht entbehrlichen Schilder ist nahezu 
abgeschlossen. Der weitere Zeitplan sieht vor, dass nach Abschluss der Erfassung 
(März/April 2018) eine Abstimmung mit Polizei und unterer Straßenverkehrsbehörde (Kreis) 
erfolgt. Es ist davon auszugehen, dass den Gremien bis Frühsommer 2018 ein Vorschlag für 
die Beseitigung der entbehrlichen Straßenschilder vorgelegt wird. 
 
 

 Seite 176 Produktbeschreibung Produkt 02.05.01 Katastrophenschutz 
Wann wird eine Vorlage zur „Kritischen Infrastruktur“ vorgelegt? 
 
Protokollnotiz hierzu: 
Vom Fachbereich 2 (Verwaltung und Feuerwehr) sowie dem Magistratsmitglied Herrn Berger 
wurde ein Vorschlag erarbeitet, der die erforderlichen Maßnahmen für den Fall des längerfris-
tigen und großflächigen Ausfalls von Infrastruktur (Stromausfall) beinhaltet. Diese Ausarbei-
tung wird aktuell in Form einer Präsentation intern mit den anderen Fachbereichen und dem 
Bürgermeister abgestimmt. Nach der internen Abstimmung können die Maßnahmen den 
Gremien vorgestellt werden. 
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 Seite 243 Produktbeschreibung Produkt 06.03.01 Kommunale Bildungsplanung 
Wie hoch waren die Kosten der Geschäftsführung des  Kompetenzzentrum für Bildungs-
innovation Kostenstelle4202-004? 
 
Protokollnotiz hierzu: 
 

  
Kosten 2017 

in € 

 
Erlöse 2017 

in € 

 
Differenz 

In € 

Personalkosten 6050.00    

Sachmittel 2611.00   

Gesamt 8661.00 10 735.00 + 2074.00 

 
 
 

 Seite 259 Produktbeschreibung Produkt 06.04.02 Betreuung von Kindern im Alter 
von 0 bis 3 Jahren in städtischen Einrichtungen 
Sachstandbericht zur Zieldefinition Implementierung eines Online-Wartelistensystems 
 
Protokollnotiz hierzu: 
Erprobung: Herbst/Winter 2017 
Schulung und Installation: Frühjahr 2018 
Start: Neues Kitajahr Sommer 2018 
Teilnehmer*innen: alle privaten und kommunalen Krippen, Kitas und 
 Tagespflegepersonen 
Ziel: bessere Bedarfsplanung der Kommune durch Abgleich 
 und Transparenz der Anmeldungen und Aufnahmen 
Service für Eltern: prompte Bestätigung der Anmeldung und nur noch eine 
 trägerübergreifende Anmeldung erforderlich statt bisher 
 trägerweise; sie können Erst- und Zweitwunsch 
 vermerken 
 
 

 Seite 217 Produktbeschreibung Produkt 05.10.02 sonstige soziale Angelegenheiten 
Wie hoch war die Teilnehmerzahl bei den jeweiligen Veranstaltungen? 
 
Protokollnotiz hierzu: 
4 Treffen des Netzwerks Frauen pro Jahr 
ca. 8 Vertreterinnen von Weiterstädter Institutionen und ehrenamtlichen Verbänden 
 
2 Veranstaltungen zum Weltfrauentag 
ca. 100 Teilnehmerinnen bei Veranstaltung im Kommunalen Kino 
ca. 30 Teilnehmerinnen bei internationalem Frauenfrühstück 
 
3 Veranstaltungen zum Thema Frauen im Rahmen der Internationalen Woche 
Jeweils ca. 20 Teilnehmerinnen 
 
4 Termine Mobile Scheidungsberatung und Beratung allg. pro Jahr 
Es fanden 5 Einzelberatungen statt 
 
1 Seniorenversammlung 
ca. 30 Personen 
 
10 Thermalbadfahrten für Senioren/Seniorinnen 
Je ca. 30 Personen 
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1 Veranstaltung zu Gesundheitsthemen für Senioren/Seniorinnen 
60 Personen 
 
2 Tanzkaffees in Kooperation mit dem DRK 
Je ca. 50 Personen 
 
1 monatliche Sprechstunde für Senioren/Seniorinnen 
Jeweils ca. 5 Besucher*innen 
 
 
3 Tagesfahrten für Senioren/Seniorinnen 
Je ca. 45 Personen 
 
1 Senioren/Seniorinnen Erholung 
alle zwei Jahre 
 
1 Veranstaltung zum Thema Wohnen im Alter 
Vorbereitungsworkshop beiratsintern 
 
Bereitstellung und Instandhaltung der Räumlichkeiten des Seniorentreffs für Gruppen der 
Seniorenarbeit, Vereine und Verbände für wöchentliche, monatliche und unregelmäßige 
Veranstaltungen von Ehrenamtlichen sowie für externe Nutzungen 
 
3 wöchentliche Sprachtreffs für Fortgeschrittene, je ca. 15-20 Personen 
 
3 wöchentliche Treffs externer Anbieter (AWO, DRK, VDK) 
 
4 Sitzungen des Behindertenbeirates 
ca. 15 Teilnehmer*innen 
 
 

 Seite 267 Produktbeschreibung Produkt 06.05.01 Betreuung der Schüler im Alter 
von 6 bis 10 Jahren 
Ist die in der Zieldefinition beschriebenen Maßnahme „Umsetzung eines zweiten gebun-
denen/verpflichtenden Tages bis 14.30 Uhr an der Wilhelm Busch Schule in Schneppen-
hausen“ bereits umgesetzt? 
 
Protokollnotiz hierzu: 
Schulkonferenzbeschluss Ende 2017: 
Ab 2018 werden die Schüler*innen des 3. Jahrganges einen zweiten verbindlichen langen 
Tag bis 14.30Uhr verpflichtend haben. Dies wird aus den Landesressourcen für Ganz-
tagsschule abgedeckt. Auf diesem Weg wurde der Schwimmunterricht gesichert. 

 
 
9. Auf Antrag des Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung wird auf der Seite 40 der 

Haushaltssatzung folgende redaktionelle Änderung vorgenommen 
 
1. Die Auflistung „Finanzhauhalt“ ist um die Investitionsmaßnahmen  
    IN 5008-005 Erneuerungsarbeiten Bürgerhaus Schneppenhausen        1.000.000,00 €  
    zu ergänzen.  
 
2. Die Investitionsmaßnahme IN 5004-019 ist von 2.000.000,00 auf          1.700.000,00 € 
    zu kürzen.  
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Nach Beratung und Beschlussfassung über Änderungsanträge erfolgt die Beschussfassung über 
die Wirtschaftspläne und die Haushaltssatzung. 
 

 
Tagesordnungspunkt 3 
Wirtschaftsplan für das Forstwirtschaftsjahr 2018 
Drucksache : 10/0392/1 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgende 
Beschlussfassung: 
 
Der von Hessen-Forst, Forstamt Darmstadt, vorgelegte Waldwirtschaftsplan für das Forstwirt-
schaftsjahr 2018 wird anerkannt und in den Haushaltsplan 2018 übernommen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Tagesordnungspunkt 4 
Ergebnis- und Finanzplanung des Wirtschaftsplanes des Eigenbetriebes Stadtwerke für 
das Wirtschaftsjahr 2018 
Drucksache: 10/0358/2 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgende 
Beschlussfassung: 
 
Die Ergebnis- und Finanzplanung für das Wirtschaftsjahr 2018 der Stadtwerke Weiterstadt für die 
Jahre 2017 - 2022 werden beschlossen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Tagesordnungspunkt 5 
Wirtschaftsplan der Stadtwerke Weiterstadt für das Wirtschaftsjahr 2018 
Drucksache: 10/0359/2 
 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgende 
Beschlussfassung: 
 
Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2018 der Stadtwerke Weiterstadt wird wie folgt be-
schlossen:  
 
1. Erfolgsplan für den Bereich Abwasserbeseitigung 

Erträge 5.290.300,00 € 
Aufwendungen 4.752.300,00 € 
Gewinn 538.000,00 € 
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Erfolgsplan für den Bereich Photovoltaikanlage 
Erträge 330.300,00 € 
Aufwendungen 323.000,00 € 
Gewinn 7.300,00 € 
 

2. Vermögensplan für den Bereich Abwasserbeseitigung  
Deckungsmittel 3.435.000,00 € 
Ausgaben 3.435.000,00 € 
 
Vermögensplan für den Bereich Photovoltaikanlage 
Deckungsmittel 1.382.000,00 € 
Ausgaben 1.382.000,00 € 

 
3. Stellenplan 

Es gilt die von der Stadtverordnetenversammlung mit dem  
Wirtschaftsplan beschlossene Stellenübersicht. 

 
4. Kredite für die Finanzierung des Vermögensplan  

Neuaufnahme von neuen Krediten 1.171.700,00 € 
 

5. Kassenkredite 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Wirtschaftsjahr zur  
rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen  
werden dürfen, ist festgesetzt auf: 500.000,00 € 

 
6. Verpflichtungsermächtigungen 

Verpflichtungsermächtigungen werden festgesetzt auf: 0,00 € 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Tagesordnungspunkt 6 
Investitionsprogramm der Stadt Weiterstadt zur Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 2018 
für die Jahre 2017 bis 2021 
Drucksache: 10/0398/1 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgende 
Beschlussfassung: 
 
Das Investitionsprogramm der Stadt Weiterstadt für die Jahre 2017 bis 2021 wird mit den be-
schlossen Änderungsanträgen beschlossen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
7 Ja-Stimmen (2 CDU, 1 FWW, 4 SPD) 
2 Nein-Stimmen (2 ALW) 
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Tagesordnungspunkt 7 
Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 
Drucksache: 10/0399/1 

 
Tagesordnungspunkt 7.1 
Vorlage von weiteren Informationen 
Drucksache: 10/0399/2 
 
 
Die Änderungen gemäß Drucksache 10/0399/2 zur Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 
werden wie folgt beschlossen: 
 
Ziffer 1: 
§ 2 der Haushaltssatzung wird um folgenden Satz ergänzt: 
„Darin sind Kredite aus dem Hessischen Investitionsfonds Abteilung B in Höhe von 1.000.000 € 
enthalten“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
7 Ja-Stimmen (2 CDU, 1 FWW, 4 SPD) 
2 Enthaltungen (2 ALW) 
 
 
Ziffer 2: 
Im Produkt 05.03.01 Flüchtlingsbetreuung sind die Erträge „5482300 Kostenerstattung Land-
kreis“ um 33.999 € zu erhöhen, damit das Produkt in Aufwendungen und Erträgen ausgeglichen 
ist.  
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
Ziffer 3: 
Im Produkt „01.01.07 Finanzverwaltung“ sind die Aufwendungen „7355000 Aufwendungen aus 
steuerähnlichen Umlagen an Zweckverbände & dergleichen um 66.000 € zu erhöhen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
 
Sodann erfolgt die Beschussfassung über die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan mit allen Än-
derungsanträgen, Änderungen und redaktionellen Änderungen 
 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgenden 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Entwurf der Haushaltssatzung mit Haushaltsplan und Anlagen für das Haushaltsjahr 

2018 wird mit den beschlossenen Änderungsanträgen und den Änderungen der Vorlage 
10/0399/2 sowie den redaktionellen Änderungen beschlossen. 
 

2. Die fünfjährige Ergebnis- und Finanzplanung wird zur Kenntnis genommen. 
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Abstimmungsergebnis: 
5 Ja-Stimmen (1 FWW, 4 SPD) 
4 Nein-Stimmen (2 CDU, 2 ALW) 
 
 
Aufträge an die Verwaltung: 
 
1. Dem Ausschuss für Immobilien und Energie sind die Investitionsmaßnahmen des Hallenba-

des in den letzten 10 Jahren vorzulegen. 
 

2. Zwischen der Verwaltung und der Politik ist die künftige Kennzahlenauswertung zu vereinba-
ren. Um die neue Kennzahlendefinierung für den Haushalt 2019 anwenden zu können, soll 
die im April 2018 ein „Runder Tisch“ gebildet werden. 
 

3. Hinsichtlich der geplanten und anstehenden Instandsetzung des Straßen und Wegebaus im 
Außenbereich soll im Laufe des Jahres ein „Runder Tisch“ gebildet werden. 

 
 
 
 
 
Kurt Weldert Rüdiger Stark 
Vorsitzender Schriftführung 
 
 
 



 

 
 

NIEDERSCHRIFT 
 
 

18. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
der Stadt Weiterstadt 

 
 

10. Legislaturperiode 2016/2021 

 
 

am 22. Januar 2018 

im 
Rathaus, Riedbahnstraße 6, 
Sitzungsraum Verneuil sur Seine 

Beginn 19:30 Uhr 

Ende 21:05 Uhr 
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Anwesende: 
 

SPD-Fraktion 
Dittrich, Manfred  
Gürkan, Benjamin  
Keil, Kathrin  
Sausner, Barbara  

CDU-Fraktion 
Köhler, Lutz  
Sehlbach, Sebastian  

ALW-Fraktion 
Amend, Heinz Günther  
Geertz, Matthias  

FWW-Fraktion 
Weldert, Kurt  

Präsidium 
Stadtverordnetenversammlung 
Pohl, Barbara Dr.  

Magistrat 
Berger, Manfred  
Fischer, Willi  
Geter, Stephan  
Hamm, Udo Dr.  

Hasenauer, Josef  
Merlau, Günter  
Möller, Ralf  
Pohl, Edgar  
Reitz-Gottschall, Angelika  
Spätling-Slomka, Dorothea  
Thalheimer, Werner  

Ausländerbeirat 
Didonna Schnellbächer, Maria  

Seniorenbeirat 
Götz, Gerhard  

Schriftführung 
Buß, Volker  

Verwaltung 
Latocha, Georg  
Sauder, Beate  
Zettel, Annette  

Presse 
Wickel, Marc Dr.  
 

 
 
 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Kurt Weldert, eröffnet die Sitzung und 
stellt fest, dass die Einladungen fristgerecht und ordnungsgemäß ergangen sind (§§ 56 und 
58 HGO), die Sitzung öffentlich bekannt gemacht wurde (§ 58 HGO) und der Ausschuss 
beschlussfähig ist. 
 
 
 
Als Tischvorlage wird die Drucksache 10/0414/2 zu Top 3 verteilt. 
 
 
 
Folgende Tagesordnung wird festgestellt: 

 Drucksache 

 1. 
Einführung einer Steuer für Wettvermittlungsstellen, Antrag der CDU-
Fraktion 

10/0397 

 2. Gefahrenabwehrverordnung 10/0364/1 

 2.1. Redaktionelle Änderung 10/0364/2 

 2.2. Redaktionelle Änderungen 10/0364/3 

 2.3. 
Prüfaufträge aus der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 
27. November 2017 

10/0364/4 
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 3. 
Änderung der Stellplatzsatzung; Aufhebung des Beschlusses zur Ablösung 
von Stellplätzen in der Darmstädter Landstraße; Antrag der CDU-Fraktion 

10/0414 

 3.1. Neufassung der Stellplatzsatzung 10/0414/1 

 3.2. Neufassung der Stellplatzsatzung; Arbeitsaufträge 10/0414/2 

 4. Antrag auf Ablösung von zwei Kfz-Stellplätzen 10/0395/1 

 

 
 
Tagesordnungspunkt 1 
Einführung einer Steuer für Wettvermittlungsstellen, Antrag der CDU-Fraktion 
Drucksache: 10/0397 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 14. Dezember 2017 den Antrag zur 
weiteren Beratung an den Ausschuss überwiesen. 
 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgenden 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Magistrat wird beauftragt, einen Satzungsentwurf zur Erhebung einer Steuer für 

Wettvermittlungsstellen für Sportwetten der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung 
vorzulegen.  

 
2. Auf Antrag der CDU-Fraktion wird ein Haushaltsansatz von 5.000,00 € im Haushalt 2018 als 

Einnahme aus Sportwetten veranschlagt. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Tagesordnungspunkt 2 
Gefahrenabwehrverordnung 
Drucksache: 10/0364/1 

 
Tagesordnungspunkt 2.1 
Redaktionelle Änderung 
Drucksache: 10/0364/2 

 
Tagesordnungspunkt 2.2 
Redaktionelle Änderungen 
Drucksache: 10/0364/3 

 
Tagesordnungspunkt 2.3 
Prüfaufträge aus der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 27. November 2017 
Drucksache: 10/0364/4 
 
In der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 27. November 2017 wurden die 
Drucksachen 10/0364/1, 10/0364/2 sowie 10/0364/3 beraten. An die Verwaltung ergingen 
weitere Prüfaufträge, die mit Drucksache 10/0364/4 beantwortet werden. 
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Folgende Änderungsanträge zur Gefahrenabwehrverordnung in der Fassung der Drucksache 
10/0364/4 werden gestellt: 
 
1. CDU-Fraktion: Regelung zur Anleinpflicht im Wald, § 11 Abs. 3 d, ersatzlos streichen. 

 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
 

2. SPD-Fraktion: Regelung zur Länge der Hundeleine, § 11 Abs. 4 ist ersatzlos streichen. 
 
Abstimmungsergebnis:  
einstimmig 
 
Protokollnotiz: § 16 Abs. 1 Ziffer 28 Ordnungswidrigkeit ist herauszunehmen 
 
 
 

3. CDU-Fraktion: Laufzeit der Verordnung, § 17 Abs. 1, auf 5 Jahre begrenzen. 
 
Abstimmungsergebnis:  
einstimmig 
 
 
 

4. CDU-Fraktion: Mitführung von Hundekotbeuteln, § 12 Abs. 3, sowie bei den 
Ordnungswidrigkeiten, § 16 Nr. 30 - ersatzlos streichen. 
 
Abstimmungsergebnis:  
4 Ja-Stimmen (2 CDU, 2 ALW) 
5 Nein-Stimmen (1 FWW, 4 SPD) 
 
Der Antrag ist somit abgelehnt. 
 
 
 

5. ALW-Fraktion: Aufnahme der Beseitigung von Pferdekot in § 12. 
 
Abstimmungsergebnis: 
8 Ja-Stimmen (2 CDU, 2 ALW, 4 SPD) 
1 Enthaltung (1 FWW) 
 
Protokollnotiz: 
§ 12 die Überschrift lautet nun wie folgt: Verunreinigungen durch Hunde und Pferde 
§ 16 Abs. 1 Ziffer 29 wird entsprechend ergänzt um „ Hunde- und Pferdekot“ 
 
 
 

6. CDU-Fraktion: § 11 Abs. 3 e:  
Weiterstädter Weg wird ergänzt „von der Ortsmitte bis zur L 3113“.  
Wolfsgartenallee und Zeppelinstraße werden ersatzlos streichen. 
 
Abstimmungsergebnis:  
einstimmig 
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Protokollnotiz: 
Redaktionelle Änderung in § 8 Abs. 2:  
Personen, die durch den exzessiven Konsum von Alkohol oder durch den Konsum illegaler 
Drogen Dritte beeinträchtigen, ist das dauerhafte Verweilen im Geltungsbereich dieser 
Verordnung verboten. 
 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgende 
Beschlussfassung: 
 
Die Gefahrenabwehrverordnung wird in der Fassung der Drucksache 10/0364/4, unter 
Einbeziehung der Änderungsaufträge, beschlossen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
6 Ja-Stimmen (4 SPD, 1 FWW, 1 ALW) 
3 Nein-Stimmen (2 CDU, 1 ALW) 
 
 
An den Magistrat ergeht der Auftrag, eine Regelung zur Hundeanleinpflicht in der Brut- und 
Setzzeit zu erstellen. 
 

 
Tagesordnungspunkt 3 
Änderung der Stellplatzsatzung; Aufhebung des Beschlusses zur Ablösung von 
Stellplätzen in der Darmstädter Landstraße; Antrag der CDU-Fraktion 
Drucksache: 10/0414 

 
Tagesordnungspunkt 3.1 
Neufassung der Stellplatzsatzung 
Drucksache: 10/0414/1 

 
Tagesordnungspunkt 3.2 
Neufassung der Stellplatzsatzung; Arbeitsaufträge 
Drucksache: 10/0414/2 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 14. Dezember 2017 die Drucksache 
10/0414 an den Haupt- und Finanzausschuss überwiesen. Mit Drucksache 10/0414/1 wurde zu 
der heutigen Sitzung ein Entwurf der Stellplatzsatzung vorgelegt. Mit der heutigen Tischvorlage 
10/0414/2 werden weitere Prüfaufträge beantwortet. 
 
Die ALW-Fraktion stellt folgenden Antrag: 
 
1. Ergänzung Punkt 1.1 der Anlage zur Stellplatzsatzung bei den Wohngebäuden: 

„Mehrfamilienhäuser und sonstige Gebäude mit Wohnungen“. 
2. Punkt 1.2 der Anlage zur Stellplatzsatzung wird ersatzlos gestrichen. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
1 Ja-Stimme (1 ALW) 
5 Nein-Stimmen (1 FWW, 4 SPD) 
3 Enthaltungen (2 CDU, 1 ALW) 
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Die CDU-Fraktion zieht ihren Antrag Drucksache 10/0414 zurück. 
 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgende 
Beschlussfassung: 
 
Die Stellplatzsatzung wird in der Fassung der Drucksache 10/0414/1 beschlossen.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
5 Ja-Stimmen (4 SPD, 1 FWW) 
1 Nein-Stimme (1 ALW) 
3 Enthaltungen (2 CDU 1 ALW) 
 

 
Tagesordnungspunkt 4 
Antrag auf Ablösung von zwei Kfz-Stellplätzen 
Drucksache: 10/0395/1 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 14. Dezember 2017 die Drucksache 
10/0395/1 an den Haupt- und Finanzausschuss überwiesen. 
 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgende 
Beschlussfassung: 
 
Die Ablösung von zwei Stellplätzen wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Kurt Weldert Volker Buß 
Vorsitzender Schriftführung 



 Drucksache 10/0420/1 

  

Magistrat der Stadt Weiterstadt Weiterstadt, 18. Januar 2018 
  
 
 

Vorlage an  

Stadtverordnetenversammlung für die Sitzung am 01.02.2018 

 
 
Jahresabschlussbericht zum 31. Dezember 2016 des Eigenbetriebes Kommunaler 
Immobilienservice 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der vorliegende Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 
2016 bestehend aus, 
  - der Bilanz zum 31. Dezember 2016, 
  - der Gewinn- und Verlustrechnung, 
  - dem Anlagevermögen, der Entwicklung des Anlagevermögens und  
  - dem Lagebericht 
 
für das Wirtschaftsjahr 2016 wird hiermit festgestellt. 

 
2. Der Jahresgewinn des Betriebszweiges Immobilien in Höhe von 908.055,37 € und der 

Jahresgewinn des Betriebszweiges Bauhof in Höhe von 173.815,66 € wird der Rücklage 
zugeführt.  
 

3. Der Betriebsleitung wird für das Wirtschaftsjahr 2016 Entlastung erteilt.  
 
   
 
Sachverhalt: 
 
Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2016 und der Lagebericht des Eigenbetriebes 
Kommunaler Immobilienservice wurden gemäß § 27 Abs. 2 EigBGes, i.V.m. § 319 ff HGB 
von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft CuraCommerz GmbH Groß-Gerau geprüft. Die Ab-
schlussprüfung erstreckte sich auch auf die Buchhaltung und die Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung. 
Die Prüfung liegt vor und führt gemäß Bestätigungsvermerk zu keinen Beanstandungen. 
Weitere Informationen können dem beigefügten Testatexemplar entnommen werden. Nach 
§ 5 Ziffer 11 EigBGes entscheidet die Stadtverordnetenversammlung über die Feststellung 
des Jahresabschlusses und die Verwendung des Jahresgewinns. 
 
Die fehlerhaften Blätter 6 und 7 der Anlage 3 im Bericht über die Prüfung des Jahresab-
schlusses zum 31. Dezember 2016 sind durch die korrigierten und beigefügten Blätter 6 und 
7 der Anlage 3 zu ersetzen bzw. zu ergänzen.  
  
 
Finanzierung: 
 
Von Seiten der kaufmännischen Betriebsleitung wird in Abstimmung mit dem Wirtschaftsprü-
fer vorgeschlagen, dass der Jahresgewinn des Betriebszweiges Immobilien in Höhe von 
908.055,37 € und der Jahresgewinn des Betriebszweiges Bauhof in Höhe von 173.815,66 € 
der Rücklage zugeführt wird.  
 



 Drucksache 10/0420/1 

  

 
Der Sachverhalt wurde am 11. Dezember 2017 in der Betriebskommission des Eigenbetrie-
bes Kommunaler Immobilienservices und am 9. Januar 2018 im Magistrat beraten.  
 
 
 
 
 
Ralf Möller 
Bürgermeister  
 
  
Anlagen: 
1. Prüfungsbericht  
2. Korrigierte Blätter (3 Seiten)  
 
 
 

























































































































































WEITERSTADT
wirken wohnen wachsen

Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum

31.12.2016 und des Lageberichts für das Geschäftsjahr 2016

Korrekturhinweis:

Bitte die Blätter 6 und 7 der Anlage 3 im Bericht über die

Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2016 gegen die

beiliegenden Blätter 6 und 7 der Anlage 3 ersetzen bzw.

ergänzen

^



Anlage 3

Blatt 6

Die Organe des Eigenbetriebes waren 2016 wie folgt besetzt:

Betriebsleiter waren in 2016:

Herr Rüdiger Stark

Herr Udo Gärtner

Herr Klaus Wigand

Kaufmännischer Betriebsleiter

Technischer Betriebsleiter (Betriebszweig Bauhof)

Technischer Betriebsleiter (Betriebszweig Immobilien)

Die Angabe der Vergütung für die Betriebsleitung unterbleibt gemäß § 286 Abs. 4 HGB in

Verbindung mit § 285 Nr. 9 HGB.

Nachtragsbericht

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres im Sinne des § 285

Nr. 33 HGB sind nicht eingetreten.

Der Betriebskommission gehörten in 2016 an:

Magistrat

Mitglieder

Herr Bürgermeister Ralf Möller

Herr Gerhard ZeUer bis 20.04.2016

Herr Edgar Pohl ab 21.04.2016

Frau Dorothea Spätling Slomka bis 20.04.2016

Herr Dr. Udo Hamm ab 21.04.2016

Herr Günther Merlau bis 20.04.2016

Herr Stephan Geter ab 21.04.2016

Stadtverordnetenversammlung

Mitglieder

Herr Alexander Koch

Herr Wilhelm Fischer

Herr Reinhold Stein

Herr Heinz-Ludwig Petri bis 20.04.2016

Frau Dr. Barbara Pohl ab 21.04.2016

Stellvertreter/in

Frau Dorothee Spätling-Slomka bis 20.04.2016

Herr Werner Thalheimer ab 21.04.2016

Herr Reinhold Röhrig bis 20.04.2016

Herr Josef Hasenauer ab 21.04.2016

Herr Martin Möllmann bis 20.04.2016

Frau Dorothe Spätling-Slomka ab 21.04.2016

Frau Jutta Klein bis 20.04.2016

Herr Willi Fischer ab 21.04.2016

Stellvertreter/in

Herr Benjamin Gürkan

Herr Risto Salzer bis 20.04.2016

Herr Christan Kurpiers ab 21.04.2016

Frau Marie Luise Mayer-Reitz bis 20.04.2016

Frau Stefanie Naas ab 21.04.2016

Herr Matthias Geertz



Anlage 3

Blatt 7

Herr Edgar Pohl bis 20.04.2016

Herr Marcus Mager ab 21.04.2016

Herr Bernd Brunner bis 20.04.2016

Herr Sebastian Sehlbach ab 21.04.2016

Herr Gerd Störmer bis 20.04.2016

Herr Eugen Moczygemba ab 21.04.2016

Personalrat

Mitglieder

Herr Peter Herbers bis 08.06.2016

Frau Karen Mättnerab 09.06.2016

Frau Monika Awenius

Herr Lutz Köhler

Frau Melinda Snitil bis 20.04.2016

Herr Brunner Bernd ab 21.04.2016

Herr Eugen Moczygemba bis 20.04.2016

Herr Michael Heßberger ab 21.04.2016

Stellvertreter/in

Herr Jürgen Mißback bis 08.06.2016

Herr Ingo Döhring ab 09.06.2016

Herr Thomas Heckel

Die Mitglieder der Betriebskommission erhielten im Geschäftsjahr EUR 743,83 an Sitzungsgeldern.

Verbundene Unternehmen und Beteiligungen

Geschäfte mit nahstehenden Unternehmen und Personen im Sinne des § 285 Nr. 21 HGB wurden

nicht getätigt.



 Drucksache 10/0441/1 

  

Magistrat der Stadt Weiterstadt Weiterstadt, 20. Februar 2018 
  
 
 

Vorlage an  

Stadtverordnetenversammlung für die Sitzung am 08.03.2018 

 
 
Satzung über die Erhebung einer Wettbürosteuer 
 
 
Beschlussvorschlag:  
 
Der Neufassung der Satzung über die Erhebung einer Wettbürosteuer wird zugestimmt. 
 
   
 
Sachverhalt:  
 
In den letzten Jahren haben sich in Weiterstadt Wettannahmestellen zur Vermittlung von 
Sportwetten (Tipico in der Darmstädter Straße 75 sowie TipWin in der Robert-Koch-Straße 
9) sowie eine Wettannahmestelle zur Vermittlung von Pferdewetten (Darmstädter Straße 75 
im Gebäude Tipico) angesiedelt, die neben der reinen Vermittlung der Wetten auch das Mit-
verfolgen der Wettangebote bzw. Wettergebnisse ermöglichen. Das BVerfG hat im Juli 2017 
festgestellt, dass die Erhebung einer kommunalen Wettbürosteuer grundsätzlich möglich ist 
und die Rahmenbedingungen festgelegt. Danach kann eine Besteuerung von 3 Prozent der 
Wetteinsätze erfolgen. Steuerschuldner sind die Betreiber der Wettvermittlungsstellen. Ziel 
der Besteuerung ist es, die Ansiedlung einer größeren Anzahl von Wettvermittlungsstellen zu 
erschweren, da die Wettvermittlungsstellen bereits jetzt zu erheblichen Beschwerden aus der 
Bevölkerung führen. 
 
Die als Anlage beigefügte Satzung zur Erhebung einer Wettbürosteuer ist mit dem HSGB 
abgestimmt und liegt der Kommunalaufsicht zur Prüfung vor.   
 
Finanzierung:  
 
Da keine Erkenntnisse über die Höhe der Wetteinsätze in den Wettvermittlungsstellen vorlie-
gen, ist nicht abschätzbar, in welcher Höhe durch die Steuer Einnahmen generiert werden. 
Im Haushalt sind Einnahmen in Höhe von 5.000,00 EUR eingestellt. 
  
 
Der Sachverhalt wurde am 20. Februar 2018 im Magistrat beraten 
 
 
 
Ralf Möller 
Bürgermeister 
   
 
Anlage:  
Entwurf einer Satzung über die Erhebung einer Wettbürosteuer (4 Seiten)  
 
 
 



 - 1 - Wettbürosteuer - Satzung 
  vom ……………….. 

 

 

SATZUNG ÜBER DIE ERHEBUNG EINER  

WETTBÜROSTEUER  

IN DER STADT WEITERSTADT 

 
 
 
Aufgrund von §§ 5, 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 7.März 2005 (GVBl I S. 142) zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Septem-
ber 2016 (GVBl S. 167), der §§ 1, 2, 3 und 7 des Gesetzes über kommunale Abgaben vom 
24. März 2013 (GVBl 134), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 2015 (GVBl.  
S. 618) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Weiterstadt am ………. die folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
Steuererhebung 

 
(1) Die Stadt Weiterstadt erhebt eine Steuer auf das im Stadtgebiet ausgeübte Vermitteln 

oder Veranstalten von Pferde- und Sportwetten in Einrichtungen (Wettbüros), die neben 
der Annahme von Wettscheinen (auch an Terminals, Wettautomaten o.ä. Wettvorrich-
tungen) auch das Mitverfolgen der Wettangebote bzw. Wettergebnisse ermöglichen, als 
örtliche Aufwandssteuer nach Maßgabe dieser Satzung. 

(2) Einrichtungen, in denen Wettscheine lediglich abgegeben werden und keine weiteren 
Serviceleistungen angeboten werden, unterliegen nicht der Besteuerung. 

(3) Die Besteuerung erfolgt ohne Rücksicht darauf, ob der Wettveranstalter/Wettvermittler 
die vorgeschriebenen Konzessionen und/oder Genehmigungen beantragt und erhalten 
hat. 

 
 

§ 2 
Steuerschuldner 

 
(1) Steuerschuldner ist der Betreiber des Wettbüros. 

(2) Geht der Betrieb des Wettbüros auf einen anderen Betreiber über, so ist der bisherige 
Betreiber bis zum Zeitpunkt des Übergangs Steuerschuldner. Der übernehmende Betrei-
ber ist von diesem Zeitpunkt an Steuerschuldner. 

(3) Steuerschuldner ist auch derjenige, dem aufgrund ordnungsrechtlicher Vorschriften die 
(gewerbe- und/oder gaststättenrechtliche) Erlaubnis zum Anbieten des in § 1 geregelten 
Steuergegenstandes erteilt wurde, sofern eine solche Erlaubnis überhaupt erteilt wurde. 

(4) Mehrere Steuerschuldner haften als Gesamtschuldner. 
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§ 3 
Bemessungsgrundlage 

 
(1) Bemessungsgrundlage der Wettbürosteuer ist die Summe der getätigten Wetteinsätze 

(brutto ohne jegliche Abzüge). 

(2) Wetteinsatz im Sinne dieser Satzung ist der Betrag, den der Spieler für die Begründung 
des Wettvertrags aufwendet. 

(3) Die Höhe der Wetteinsätze ist vom Steuerschuldner durch geeignete Unterlagen zu 
belegen. 

 

§ 4 
Steuersatz 

 
Der Steuersatz beträgt 3 Prozent der angefallenen Bemessungsgrundlage nach § 3. 
 
 

§ 5 
Anmeldung und Abmeldung 

 
(1) Wer ein Wettbüro im Sinne des § 1 eröffnet und in Betrieb nimmt, hat dieses unverzüg-

lich, spätestens jedoch innerhalb von 14 Tagen gegenüber dem Magistrat der Stadt Wei-
terstadt durch Anmeldung anzuzeigen. Die Anmeldung muss folgende Angaben enthal-
ten: 

a. Name und Anschrift des Betreibers 

b. Ort und Zeitpunkt der Eröffnung des Wettbüros, 

c. Auflistung aller eingesetzten Wettterminals mit der jeweiligen Gerätenummer 

(2) Betreiber der bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehenden Wettbüros im Sinne 
von § 1 haben der Stadt die Angaben nach Abs. 1 innerhalb von 14 Tagen nach Inkraft-
treten dieser Satzung durch Anmeldung mitzuteilen. 

(3) Änderungen des Geschäftsbetriebes, die sich auf die Steuererhebung auswirken können 
(z.B. Betreiberwechsel, Schließung, Änderungen bei den eingesetzten Wettterminals) 
sind dem Magistrat der Stadt Weiterstadt unverzüglich anzuzeigen. 

 
 

§ 6 
Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit 

 

(1) Der Steueranspruch entsteht mit der Verwirklichung des Steuertatbestandes, also mit 
Abschluss des Wettvertrages. Besteuerungszeitraum ist das Kalendervierteljahr. 

(2) Der Steuerschuldner ist verpflichtet, die Steuer gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 4 b KAG in Verbin-
dung mit § 267 Abgabenordnung (AO) selbst zu errechnen. Bis zum 15. Tag nach 
Ablauf eines Kalendervierteljahres ist dem Magistrat eine Steueranmeldung nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck einzureichen und die errechnete Steuer zu entrichten. Die 
Rechtsbehelfsfrist beginnt mit dem Tag, an dem die Steuererklärung bei der Stadt 
eingegangen ist.  
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(3) Die Steueranmeldung steht nach § 168 AO einer Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt 
der Nachprüfung gleich. 

(4) Ein Steuerbescheid ist nur zu erteilen, wenn der Steuerschuldner bis zum Ablauf der An-
meldefrist die Steueranmeldung nicht abgibt oder die Steuerschuld abweichend von der 
Erklärung festzusetzen ist. Die festgesetzte Steuer ist innerhalb von 15 Tagen nach 
Bekanntgabe des Bescheids zu entrichten. 

(5) Die Summe aller Wetteinsätze gemäß § 3 in dem jeweiligen Besteuerungszeitraum ist 
durch Beifügen geeigneter Unterlagen, z. B. der Provisionsabrechnung oder Ausdrucken 
aus den Terminals nachvollziehbar zu belegen. 

(6) Endet die Steuerpflicht während des laufenden Besteuerungszeitraumes aufgrund der 
Einstellung des Betriebes, ist die Steuererklärung bis zum 15. des auf die Einstellung 
folgenden Monats abzugeben. 

 
 

§ 7 
Steuerschätzung und Verspätungszuschlag 

 
(1) Soweit die Stadt die Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln oder berechnen kann, oder 

der Steuerschuldner seiner Mitwirkungspflicht nach § 6 Abs. 2 nicht oder nur unzu-
reichend nachkommt, so kann sie die Besteuerungsgrundlagen nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 b 
KAG in Verbindung mit § 162 AO schätzen. 

(2) Wenn der Steuerschuldner die in dieser Satzung angegebenen Fristen nicht wahrt, kann 
gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 4 a KAG in Verbindung mit § 152 AO ein Verspätungszuschlag er-
hoben werden. 

 
 

§ 8 
Steueraufsicht 

 
(1) Der Steuerschuldner ist verpflichtet, den Bediensteten der Stadt zur Feststellung von 

Steuertatbeständen oder zur Nachprüfung der Besteuerung unentgeltlich Zugang zu den 
Veranstaltungsräumen, auch während der Veranstaltung, zu gewähren. Auf die Bestim-
mungen der §§ 98, 99 AO wird verwiesen. 

(2) Der Steuerschuldner und die von ihm betrauten Personen haben auf Verlangen den Be-
auftragten der Stadt Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere, Provisionsabrechnun-
gen und andere Unterlagen in der Betriebsstätte bzw. den Geschäftsräumen in der Stadt 
Weiterstadt vorzulegen sowie Auskünfte zu erteilen. Die Unterlagen sind auf Verlangen 
der Stadt unverzüglich und vollständig vorzulegen. Auf die Bestimmungen der §§ 90, 93 
AO wird verwiesen. 

 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 5 a Abs. 1 KAG handelt, wer als Steuerpflichtiger vor-

sätzlich oder leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtungen zuwider handelt, 
nämlich: 
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a. seiner Steuererklärungspflicht gemäß § 5, 6 nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt, 

b. seiner Entrichtungspflicht gemäß § 6 Abs. 2 nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollstän-
dig nachkommt, 

c. falsche oder unvollständige Angaben hinsichtlich der Bemessungsgrundlage macht, 

d. die Mitteilungen gemäß § 5 nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 EUR geahndet 
werden. 

 
 

§ 10 
Geltung des Gesetzes über kommunale Abgaben 

 
Soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt, gelten die Vorschriften der §§ 4 bis 6 des 
Gesetzes über kommunale Abgaben in ihrer jeweiligen Fassung. 
 
 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am                            in Kraft. 
 
 
 
Weiterstadt,                   
 
 
DER MAGISTRAT 
 
 
 
Ralf Möller 
Bürgermeister 
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